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Als vor wenigen Jahren eine ameri¬
kanische Untersuchung erschien, die
das Innovationsverhalten der Japaner
an Hand des ursprünglich in Öster¬
reich entwickelten LD-Verfahrens in
der Stahlerzeugung zum Gegenstand
hatte, wurde u. a. darin die Vermu¬
tung aufgestellt, die weniger strengen
Umweltschutzbestimmungen der im
Eigentum der Verstaatlichten Indu¬
strie stehenden Firmen hätten damals
einen Wettbewerbsvorteil für Öster¬
reich bewirkt. Heute, dreißig Jahre
später, so fügt der Autor hinzu, wäre
eine solche Situation undenkbar: in
allen westlichen Industriestaaten sei
die ökologische Dimension zu einem
nicht mehr wegdenkbaren Bewer¬
tungskriterium im internationalen
Wettlauf um technische Innovationen
geworden und selbst staatsnahe Be¬
triebe müßten sich ihnen anpassen1.

Das kleine Beispiel zeigt, daß die
Bewertung von technischen Erzeug¬
nissen und Produktionsverfahren so
neu nicht ist - „technology assess-
ment" hat es in der Form der Bewer-
*) Bericht über ein vom Bundesministe¬

rium für Wissenschaft und Forschung
und dem Europäischen Zentrum für so¬
ziale Wohlfahrt am 22. bis 23. Mai 1985
veranstaltetes Workshop.

tung durch den Markt immer schon
gegeben. Je eindeutiger das Ergebnis,
desto komplexer und kapriziöser die
Kriterien, die über Erfolg oder Mißer¬
folg bei der Durchsetzung neuer Pro¬
dukte entscheiden, könnte man im
Lichte neuerer Studien über Genese
und Diffusion von Technologien hin¬
zufügen. Denn allzu abhängig von vie¬
len Zufallsfaktoren, vom Grad der
technischen Reife entfernter Produk¬
tionssektoren und dem Verhalten der
Konkurrenten, ist das Durchsetzungs¬
vermögen neuer Technologien2. Wenn
schon die retrospektive Bewertung
von Technik nach solch scheinbar ein¬
deutigen und monetär standardisier¬
baren Kriterien wie wirtschaftlicher
Erfolg und Fehlschlag, Schwierigkei¬
ten bereitet, um wieviel erst die Be¬
wertung, bei der Kosten und Nutzen
unter Einschluß gesellschaftlicher
Werte und politischer Opportunitäts-
kosten miteinzuschließen sind? Zu¬
dem handelt es sich um einen offenen,
in die Zukunft weisenden Prozeß, in
dem weder die Dynamik der weiteren
technischen Entwicklung noch jene
der gesellschaftlichen Werte und Ver¬
haltensweisen stille stehen. „Das Di¬
lemma der Kontrolle", schreibt David
Collingridge dazu, besteht darin, daß
bei einer Technologie „während des
Frühstadiums, in der ihre Kontrolle
möglich wäre, nicht genug Wissen
über schädliche Auswirkungen vor¬
handen ist, um die Kontrolle ihrer
Entwicklung zu rechtfertigen. Im
Zeitpunkt, in dem diese Auswirkun¬
gen sichtbar werden, ist Kontrolle je¬
doch zu kostspielig und langsam ge¬
worden"3.

Trotz dieser und anderer inhärenter
Schwierigkeiten, zu denen sich Pro¬
bleme methodologischer und theoreti¬
scher Natur gesellen, werden in fast
allen westlichen Industrieländern ver¬
mehrt Anstrengungen unternommen,
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um mit Hilfe bestimmter technologie¬
politischer Informations- und Ent¬
scheidungsinstrumente - deren Ge¬
samtheit als Technikfolgenabschät¬
zung oder -bewertung bezeichnet wird
- die Gestaltung und Kontrolle des
technologischen Veränderungspro¬
zesses zu verbessern. Allen voran hat
vor gut 15 Jahren das U. S. Office for
Technology Assessment seine Pio¬
nierarbeit aufgenommen. Als Antwort
auf die sichtbarer gewordenen Proble¬
me im Umgang mit Technologien und
einer in der Öffentlichkeit stark gestie¬
genen Aufmerksamkeit dafür, werden
dort regelmäßig Entscheidungsgrund¬
lagen für den Kongreß erarbeitet. In
vorsichtigem Ausmaß haben auch eu¬
ropäische Länder Institutionen ge¬
schaffen oder deren Aufgabenkreis
entsprechend erweitert, um für unter¬
schiedliche Adressaten wissenschaft¬
lich fundierte Gutachten und Untersu¬
chungen als Grundlage für die legisla¬
tive oder planerische Tätigkeit auf
technologiepolitischem Gebiet zur
Verfügung zu stellen. Gemäß der
Funktion und Stellung der jeweiligen
Parlamente wurden dort Untersu¬
chungsausschüsse, Enquetekommis¬
sionen oder beratende Gremien einge¬
setzt. In anderen Ländern wiederum
wurde der bestehende legislative und
administrative Entscheidungsapparat
für ausreichend erachtet, doch sind
zunehmend mehr wissenschaftliche
Institutionen damit beschäftigt, Ana¬
lysen über die wirtschaftlich und ge¬
sellschaftlich optimale Nutzung neuer
wissenschaftlicher und technologi¬
scher Entwicklungen und Prognosen
über die multiplen Auswirkungen von
Einzeltechnologien zu erstellen. Die
Mechanismen, mit deren Hilfe sicher¬
gestellt werden soll, daß der beste
wissenschaftliche Sachverstand so¬
wohl für die politischen Entschei¬
dungsträger wie für die Öffentlichkeit
verfügbar ist, müssen jedoch noch er¬
funden und erprobt werden. Von der
Perspektive demokratischer Institu¬
tionen aus gesehen, befindet sich die
Technikbewertung durchwegs noch

in einem Experimentierstadium.
Interessanterweise erhält die oft

verstreute und nicht immer koordi¬
nierte (noch jemals vollständig koordi¬
nierbare) Technikfolgenabschätzung
Auftrieb durch die erneute Relevanz,
die Wissenschafts- und Technologie¬
politik derzeit in Europa erhält. In
einem kürzlich in fünf europäischen
Ländern durchgeführten Survey zeig¬
te sich, daß sowohl im Rahmen der
jeweiligen nationalen Forschungspoli¬
tik wie im internationalen Rahmen
vermehrte Anstrengungen unternom¬
men werden um Wissenschaft und
Technik zielgerichteter zur Erhaltung
der industriellen Wettbewerbsfähig¬
keit einzusetzen. Auf diese Weise wird
versucht, Bedingungen herzustellen,
die zugleich einen Ausweg aus der
derzeitigen strukturellen Krise des Ar¬
beitsmarktes weisen sollen - obwohl
gerade der Zusammenhang zwischen
strukturell bedingter Arbeitslosigkeit
und dem Einsatz neuer Technologien
im Produktionsbereich nicht zu über¬
sehen ist. In den untersuchten Län¬
dern wird verstärkt Kooperation mit
der industriellen Forschung ange¬
strebt, sowohl auf der Ebene der uni¬
versitären Forschung wie jener, die
dem staatlichen Einflußbereich unter¬
liegt. Nationale Schwachstellen und
im internationalen Vergleich „unter¬
entwickelte" Forschungsgebiete sol¬
len identifiziert und durch Schwer¬
punktprogramme an den internationa¬
len Standard der Forschung und da¬
mit auch dem der industriellen Um¬
setzung herangeführt werden4.

Auffallend ist, daß bei den ange¬
führten Strategien zur Umsetzung
solch ambitiöser Programmatiken den
Fragen der Qualitäts- und Effizienz¬
kontrolle der wissenschaftlich-techni¬
schen Forschung und ihrer Nutzung
erhöhte Aufmerksamkeit geschenkt
wird. Es scheint daher, als könnte die
Technikfolgenabschätzung, die ihrer¬
seits oft reaktiven Charakter hatte und
unter dem expliziten oder impliziten
Druck stand, sie müßte vor allem die
gesellschaftlich akzeptablen Risiken
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neuer Technologien ermitteln und
durch entsprechende Informations¬
verarbeitung zur Technikakzeptanz
beitragen5, zum gegenwärtigen Zeit¬
punkt in einen größeren wissen-
schafts- und technologiepolitischen
Rahmen gestellt werden. In diesem
geht es nicht nur um eine Bilanzie¬
rung von zu erwartenden Kosten und
Nutzen, die Einzeltechnologien oder
technologische Projekte auf verschie¬
dene soziale Gruppen in der Bevölke¬
rung erwarten lassen, sondern insge¬
samt um eine dynamische Sicht der
Zusammenhänge zwischen der rasan¬
ten Entwicklung, von der einige wis¬
senschaftliche und technische Wachs¬
tumsgebiete zur Zeit erfaßt werden,
und den lang- wie kurzfristigen sozia¬
len Veränderungen, die aus deren Um¬
setzung in Produktions- und Lebens¬
weise resultieren. Durch bessere
Kenntnis der Mechanismen, die der
innovativen Tätigkeit, ihren institutio¬
nellen Bedingungen und ihrer sozia¬
len Ordnung zugrunde liegen, aber
auch durch Analyse der Umsetzungs¬
und Verbreitungsmechanismen neuer
Technologien, soll der Handlungs¬
spielraum erweitert werden, der den
politischen Akteuren offen steht. In
diesem Rahmen werden auch neue
Verhandlungsstrategien mit einer Öf¬
fentlichkeit zu entwickeln sein, die in
zunehmendem Maße ein Mitsprache¬
recht bei der wissenschafts- und tech¬
nologiepolitischen Gestaltung der Le¬
benswelt fordert.

Auch in Österreich sind diese inter¬
national zu beobachtenden Entwick¬
lungen nicht unbemerkt geblieben0.
Neben den forschungspolitischen
Aspekten waren es jedoch vor allem
die andauernden Kontroversen um
großtechnologische Projekte, die den
Forderungen nach einer in Anlehnung
an ausländische Vorbilder zu errich¬
tenden Institution für Technikbewer¬
tung politischen Nachdruck verlie¬
hen. Von mehreren Seiten wurde vor¬
gebracht, daß die rechtzeitige Erstel¬
lung von systematischen Untersu¬
chungen, die möglichst alle Stand¬

punkte und unterschiedliche Interes-
senslagen von Betroffenen zu berück¬
sichtigen hätte, die Emotionalisierung
der öffentlichen Diskussion hätte ver¬
hindern können. Nach einer längeren
Vorbereitungsphase wurde schließ¬
lich im Juli 1985 das an der Österrei¬
chischen Akademie der Wissenschaf¬
ten bestehende Institut für sozio-öko-
nomische Entwicklungsforschung er¬
weitert und in „Institut für sozio-öko-
nomische Entwicklungsforschung
und Technikbewertung" umbenannt.
Im Rahmen der Tätigkeit einer vorbe¬
reitenden Arbeitsgruppe fand im Mai
1985 ein internationales Workshop
statt7. Es hatte zum Ziel, die bisher
gemachten Erfahrungen auf diesem
Gebiet in sechs europäischen Ländern
(Bundesrepublik Deutschland, Frank¬
reich, Großbritannien, Italien, Nieder¬
lande und Skandinavien) aus natur¬
wissenschaftlich-technischer und aus
sozialwissenschaftlicher Sicht zu ana¬
lysieren und unter Umständen auch
für Österreich brauchbare Ansätze aus
dieser Erfahrung zu diskutieren. Vor
allem in kleinerem Kreis wurde inten¬
siv auf Probleme der Vermittlung zwi¬
schen Wissenschaft, Politik und Öf¬
fentlichkeit, auf methodisch-theoreti¬
sche Probleme in der Arbeitsweise der
Technikbewertung und auf deren
grundlegende Zielsetzung und Funk¬
tionen intensiv eingegangen.

Technikbewertung im europäischen
Vergleich

Die tour d'horizon über den Stand
der Institutionalisierung von Technik¬
folgenabschätzung in Europa und den
damit gemachten Erfahrungen hat bei
aller Vielfalt nationaler Strukturmerk¬
male und Unterschiede Übereinstim¬
mungen in wichtigen Entwicklungs¬
tendenzen gebracht.

Zunächst erweist sich die Institutio¬
nalisierung von Technikfolgenab¬
schätzungen als ein (sich langsam voll¬
ziehender) Prozeß, in dem unter¬
schiedliche Problematisierungen der
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Folgen des technischen Wandels ihren
zum Teil widersprüchlichen Nieder¬
schlag finden. In der Bundesrepublik
Deutschland etwa führte eine zuneh¬
mend kritischere Haltung der Öffent¬
lichkeit gegenüber dem technischen
Fortschritt dazu, besonders auf die
möglichen negativen Folgen antizipa-
tiv zu reagieren (Dierkes). Anderer¬
seits lag es aber im Interesse der staat¬
lichen Forschungs- und Technologie¬
politik, die Förderung der wissen¬
schaftlich-technischen Innovations¬
und Konkurrenzfähigkeit zu einem
der vorrangigen Ziele der Technikbe¬
wertung zu machen. Schon aus dieser,
noch immer nicht behobenen Span¬
nung werden Ambivalenzen und Ver¬
zögerungen verständlich. So hat es
einer fast zehnjährigen Debatte be¬
durft, bis vor kurzem im Bundestag
eine parlamentarische Enquetekom¬
mission für Technologiefolgenab¬
schätzung eingerichtet werden konn¬
te. Sie hat - zunächst bis Ende 1986 -
den Auftrag, Auswirkungen des tech¬
nisch*wissenschaftlichen Fortschritts
an Hand von Einzeltechnologien zu
untersuchen und Vorschläge darüber
zu entwickeln. Andere umfangreiche
Konzepte einschließlich der sozialwis¬
senschaftlichen Technikforschung lie¬
gen ebenfalls seit längerem vor und
warten auf ihre Umsetzung.

Ein Land, in dem diese Spannung
sich bisher am wenigsten als bela¬
stend erwiesen hat, das aber aus ande¬
ren Gründen bemüht ist, seine stark
zentralistisch geführte staatliche
Technostruktur „nach unten" zu öff¬
nen, ist Frankreich (d'Iribarne). Die
Verpflichtung einer großen Tradition
der wissenschaftlichen Fortschritts¬
orientierung gegenüber und das Be¬
streben nach einem möglichst hohen
Grad nationaler Autonomie hat die
jetzige Regierung dazu geführt, äu¬
ßerst ambitionierte Programme zur
Technologieförderung auf ihre Ban¬
ner zu schreiben. In einer großange¬
legten Kampagne wurde der Versuch
unternommen, einen Dialog zwischen
Wissenschaftlern und Repräsentanten
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verschiedener sozialer Gruppierungen
und Interessenverbände zu führen,
um die nötigen Impulse zu einer rapi¬
den technischen Modernisierung, die
sich auf die neuen Technologien
stützt, weiterzugeben bzw. aufzuneh¬
men. In der Folge wurden neue Gre¬
mien auf regionaler und nationaler
Ebene errichtet oder reaktiviert, die
eine beratende Funktion in technolo¬
giepolitischen Entscheidungen aus¬
üben. Andere Beratungsgremien
schließen ein „Office d'Evaluation des
Choix Scientifiques et Technologi-
ques" im parlamentarischen Rahmen
ein, das zur Verknüpfung von tech¬
nisch-wissenschaftlichen und politi¬
schen Optionen beitragen soll.

In sehr differenzierter Weise spie¬
gelt sich die Entwicklung, die von
ursprünglicher Fortschrittsgläubig¬
keit über Technikskepsis zu einer po¬
sitiveren, wenngleich vorsichtigen
Einstellung zur Technik führte, in der
niederländischen Gesellschaft wider
(Quene). Die überaus komplexen
Randbedingungen, unter denen Tech¬
nologiepolitik operiert - im politi¬
schen System sind nicht weniger als
14 politische Parteien vertreten, von
denen keine einzige hoffen kann, je¬
mals zu einer parlamentarischen
Mehrheit zu gelangen; eine starke De¬
zentralisierung in Bereichen wie dem
des Umweltschutzes; sowie die starke
Präsenz multinationaler Firmen -
müssen mit einem mindest ebenso
komplexen System institutionalisier¬
ter Beratungsgremien und Mechanis¬
men zur Herstellung eines nationalen
Konsenses begleitet werden. Sie hat
zu einer Verflechtung von technolo¬
giepolitischen Entscheidungen mit
anderen Aspekten der Wirtschaftspo¬
litik geführt, bei der die Kluft, die
Wissenschaft und Politik trennt, wahr¬
scheinlich kleiner als anderswo in Eu¬
ropa ist.

Kaum zu überbieten an kultureller
und historischer Vielfalt, die in einem
sehr unterschiedlichen sozioökonomi-
schen Entwicklungsstand einzelner
Regionen zum Ausdruck kommt, ist



Italien (Rizzuto). Während die For-
schungs- und Technologieförderung,
wie in anderen europäischen Ländern
auch, zentral gesteuert wird, ist die
Abschätzung der Auswirkungen von
Wissenschaft und Technik wie auch
industrielle Umsetzung äußerst diver-
sifiziert. Politische Parteien und Ge¬
werkschaften, die großen Industrie¬
konzerne, aber auch lokale und regio¬
nale Einheiten, verfügen alle über grö¬
ßere und kleinere Institutionen, in de¬
nen jene ideologischen und lokalen
Einflüsse geltend gemacht werden,
mit deren Hilfe Technologiepolitik
mitgestaltet werden soll. Freilich bie¬
tet diese Vielfalt, besonders durch die
größere lokale Flexibilität, die etwa in
der Zusammenarbeit zwischen Indu¬
strie und Universitäten oder in der
regionalen Technologiepolitik, auch
Vorteile. Doch auch hier gilt, daß Ko¬
operation und Koordination für dieje¬
nigen, die koordiniert werden sollen,
weniger angenehm ist als für die Koor¬
dinierer.

Konsens in den politischen Fragen,
die ihre nationale und übernationale
Forschungs- und Technologiepolitik
betreffen, wird meistens mit den skan¬
dinavischen Ländern in Verbindung
gebracht (Heiander). Hier ist vor allem
das organische Herauswachsen von
Technikbewertung aus zwei skandina¬
vischen Einrichtungen zu beobach¬
ten: aus der im politischen Leben die¬
ser Länder eine wichtige Rolle spie¬
lenden Einrichtung der Kommissio¬
nen, in denen höhere Beamte, Wissen¬
schaftler und Fachleute aus den ver¬
schiedensten Gebieten ihr Wissen und
ihre Fachkenntnis zur Erarbeitung
von gemeinsamen Lösungen zur Ver¬
fügung stellen; und aus der starken
Stellung der Forschungsförderungs-
organisationen, die einmal beschlosse¬
ne Forschungsschwerpunkte oder
ausformulierte Forschungs- und Tech¬
nologiepolitik organisatorisch und fi¬
nanziell betreuen. So hat sich etwa in
Finnland durch eine sukzessive Er¬
weiterung der Kompetenzen der 1980
gegründeten Technologiekommission

eine Art Technikbewertungsstelle eta¬
bliert. Um Belange des Umweltschut¬
zes in einer möglichst integrierenden
Weise wahrnehmen zu können, wurde
ebenso in Finnland die Forschungs¬
förderung um ein Research Council
for Environmental Policy erweitert.
Ähnliche Entwicklungen lassen sich
auch von Norwegen und Schweden
anführen, wo vor allem das neue For¬
schungsgesetz die verstärkte Hinwen¬
dung zur universitären und industriel¬
len Forschung mit Evaluierung ver¬
knüpft sehen will.

In Großbritannien schließlich führt
die stark ausgeprägte Monopolstel¬
lung staatlicher und nun zunehmend
privater Firmen auf den wichtigsten
Sektoren, in denen Technologiepolitik
betrieben wird, dazu, daß diese prak¬
tisch hinter verschlossenen Türen
stattfindet (Collingridge). Es gibt zur
Zeit keine Einrichtung in Großbritan¬
nien mit Rückkoppelung zu politi¬
schen Entscheidungsträgern, die mit
der Untersuchung von langfristigen
sozialen Auswirkungen wissenschaft¬
lich-technischer Entwicklung betraut
wäre. Großtechnologische Projekte,
die Schiffbruch erlitten haben, liefern
zwar interessantes Anschauungsmate¬
rial; auch an kurzfristiger, industrie¬
orientierter Forschung fehlt es nicht,
wohl aber am Umsetzungsimpuls in
längerfristiges, am gesellschaftlichen
Ganzen orientiertes Denken und Be¬
werten.

Ergebnisse und Ausblick

Diese Ausschnitte aus sehr komple¬
xen und in Bewegung befindlichen
Situationen in den betreffenden Län¬
dern zeigen deutlich, welch überra¬
gende Rolle der nationalen politischen
Kultur und ihrer Vernetzung mit Wis¬
senschaft und Technik zukommt. Der
staatliche Bereich ist überdies in re¬
gionale und lokale, mehr oder minder
dezentralisierte organisierte Einheiten
untergliedert, die ihrerseits Einfluß
auf technologiepolitische Gestaltung
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und Bewertung vornehmen wollen
bzw. durch Standort und Konzentra¬
tion von Know-how Teil davon sind.
Grad der Zentralisierung, Stellung
und Funktion des Parlamentes, Flexi¬
bilität der vorhandenen politischen
Entscheidungsstrukturen gegenüber
neuen sozialen Bewegungen sind die
zusätzlichen Variablen, die auf die In-
stitutionalisierungsbestrebungen von
Einfluß sind.

Eine weitere Dimension, die Tech¬
nikfolgenabschätzung in Europa cha¬
rakterisiert, ist die Art der Einbezie¬
hung oder Verflechtung von Techno¬
logiepolitik in andere Politikfelder. In
den Niederlanden beispielsweise ist es
Aufgabe des Rates für Sozial- und
Wirtschaftspolitik (SER), Empfehlun¬
gen auszuarbeiten, die über die Finan¬
zierung und das Management von Fir¬
men, die im staatlichen Einflußbe¬
reich stehen, bis zum Wissenstransfer
zugunsten kleinerer und mittelgroßer
Betriebe reicht. In Italien finden auf
lokaler und regionaler Ebene Ver¬
knüpfungen mit der regionalen Wirt¬
schaftspolitik über die politischen
Strukturen Eingang. In den skandina¬
vischen Ländern sorgt eine penibel
eingehaltene Koordinationstätigkeit
dafür, daß möglichst viele politisch
relevante Gesichtspunkte aus anderen
Politikfeldern mit der Forschungs¬
und Technologiepolitik verknüpft
werden und umgekehrt. Der Unter¬
schied zu den (großen) Staaten, die
über monopolartige, zentralistisch ge¬
führte administrative Strukturen ver¬
fügen, ist jedoch besonders deutlich.
In Frankreich und Großbritannien, in
einem gewissen Grad auch in der Bun¬
desrepublik Deutschland, scheint eine
solche flexible Erweiterung und Ab¬
stimmung zwischen den verschiede¬
nen Politikfeldern nicht außerhalb,
sondern nur innerhalb der Verwal-
tungs- bzw. der politischen Entschei¬
dungsstellen möglich zu sein. Ent¬
sprechend geringer fällt daher die
Transparenz solcher Entscheidungs¬
vorgänge aus und desto dringender
wird, ist einmal ein gewisser Bewußt-
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seinsstand in der Öffentlichkeit er¬
reicht, die Frage, wie zwischen dem
Wissen, das Experten und eine (wie im
Falle Frankreichs) mit hoher Sach¬
kompetenz ausgestattete staatliche
Verwaltung haben, im politischen
Entscheidungsprozeß um jenes Wis¬
sen und jene Werte angereichert wer¬
den kann, um die in Form der „Beteili¬
gung der Öffentlichkeit" bzw. der Be¬
troffenen zur Zeit gerungen wird.

Die Phase der allgemeinen Verunsi¬
cherung, die dem drastischen Verlust
der Fortschritts- und Wachstumsgläu¬
bigkeit und des Vertrauens in die Wis¬
senschaft im vergangenen Jahrzehnt
folgte, hat auch zu Fragestellungen
geführt, die das Verhältnis zwischen
Wissenschaft, Politik und Öffentlich¬
keit in einer teilweise radikal neuen
Form betreffen. Erfahrungen in den
betreffenden Ländern zeigen, daß die
Frage nach der Objektivität des Ex¬
pertenwissens nicht das eigentliche
Problem ist; noch die Tatsache, daß
Experten oft politischen Parteien na¬
hestehen. Es geht vielmehr darum, die
geänderte Rolle und Funktion von Ex¬
perten als Vermittler in einem Prozeß
zu erkennen, der von der Wissenser¬
zeugung zur politischen Entscheidung
führt. Ohne die Kriterien wissen¬
schaftlicher Objektivität und Glaub¬
würdigkeit anzutasten, muß dieser
Prozeß so transparent wie möglich
gestaltet werden. Gefahren, die der
Technikbewertung ins Haus stehen -
ihre noch recht schwachen methodo¬
logischen Grundlagen; die unter¬
schiedlichen Auffassungen von Ex¬
perten vor allem, was die Interpreta¬
tion von Daten anlangt und die Wahr¬
scheinlichkeit, daß eine wirtschaftlich
und technisch bedeutende Technolo¬
gie vor ihrer offiziellen Bewertung
oder trotz ihr zum Gegenstand öffent¬
licher Kontroversen werden kann, ist
nur durch größtmögliche Offenheit in
der Bewertung selbst und in der Ver¬
öffentlichung der Ergebnisse zu be¬
gegnen. Wege müssen gefunden wer¬
den, in denen Studien, die höchsten
wissenschaftlichen Anforderungen



genügen, mit einer Öffnung des Ver¬
fahrens unter Berücksichtigung der
Standpunkte von betroffenen Grup¬
pen verknüpft werden können.

Vor allem in den Niederlanden
scheint man in dieser Richtung gute
Fortschritte erzielt zu haben. Bereits
im Planungsstadium technologischer
Projekte oder größerer Entscheidun¬
gen wird ein Beratungsgremium fest¬
gelegt, das sich aus Experten und Ver¬
tretern der betroffenen Bevölkerungs¬
gruppen zusammensetzt. Ad-hoc-Ko-
mitees werden vermieden. Auch von
der Konfrontation zwischen befürwor¬
tenden und gegnerischen Experten ist
man wieder abgekommen, weil da¬
durch der für Kompromisse verblei¬
bende Spielraum zu stark einge¬
schränkt wurde. Es liegt im Wesen der
Information, daß sie niemals völlig
eindeutig sein kann - sie ist zweckge¬
bunden. Eine ihrer Funktionen be¬
steht darin, die politische Manövrier¬
fähigkeit zu erhalten. Öffentliche Dis¬
kussionen können auch nicht einzig
durch Expertenberichte gesteuert
werden, deren unmittelbarer Leser¬
kreis ohnedies sehr eingeschränkt ist.
Die Öffentlichkeit wird vorwiegend
durch die Medien informiert, weshalb
auch ein hoher Stand von Wissen¬
schafts- und Techikjournalismus nö¬
tig ist.

Eine andere Schwierigkeit ergibt
sich daraus, daß Wissenschaftler
durch ihre Ausbildung befähigt wer¬
den, sehr detaillierte Antworten auf
präzise Fragestellungen zu geben. Das
Kernstück jeder Technikbewertung
ist jedoch eine soziale Evaluierung,
die kulturelle Werte miteinschließen
muß. Der kulturelle Kontext im Um¬
gang mit Technologien wird meistens
vernachlässigt - doch gerade dort he¬
gen die Unterschiede in der Herstel¬
lung und im Gebrauch von Technik,
im Umgang mit der unerläßlichen In¬
frastruktur und im institutionellen
Umfeld, das wesentlich zur techni¬
schen Innovationsfähigkeit und ihren
Wirkungen beiträgt. Soziale Evalu¬
ierung bedeutet aber auch, daß den

Veränderungen, die sich im politi¬
schen Raum ereignen, Rechnung ge¬
tragen werden muß. Auch Konsu¬
menten von Technologien sind soziale
Akteure; Entscheidungsträger - wenn
sie nicht bloß das Kartell der Sozial¬
partner von gestern sein wollen - müs¬
sen lernen, daß neue Verfahren der
Beteiligung, der Konsultierung und
zur Sicherstellung der Transparenz
von Entscheidungsprozessen nötig
sind. Entscheidungen sind selbst Pro¬
zesse und nicht einmalige Ereignisse.
Der Wissenschaft kommt in diesem
Prozeß vor allem die Aufgabe zu, ei¬
nen erweiterten Bewußtseinsstand da¬
für zu generieren, daß es immer meh¬
rere technische Lösungen gibt.

Die Fülle der in anderen Ländern
Europas gemachten Erfahrungen und
die bescheidenen Schritte zur Institu¬
tionalisierung von Technikbewertung
legen nahe, daß es eine der Aufgaben
von Technikbewertung sein müßte,
eine Art von Plattform abzugeben, auf
der sich verschiedene soziale Gruppie¬
rungen treffen könnten, um einen Dia¬
log zu beginnen. Wissenschaftler über¬
sehen oft, daß Technik für viele Men¬
schen noch immer von einer Art My¬
thos umgeben ist, während sie gleich¬
zeitig über Alltagswissen im Umgang
mit ihr verfügen. Wissenschafter sind
gewöhnt, in ihrer wissenschaftlichen
Sprache zu denken und sich darin
auszudrücken. Dennoch ist es bei der
fortschreitenden Durchdringung aller
Lebensbereiche mit Wissenschaft und
Technik unerläßlich, daß ein gegen¬
seitiger Lernprozeß eingeleitet wird:
Technikbewertung könnte eine Mög¬
lichkeit darstellen, den technologiepo¬
litischen Entscheidungen, die bisher
nur mit den Augen der Techniker und
der kommerziellen Verwertung gese¬
hen werden, durch den Blick „von
unten", im Licht sich neu bildender
gesellschaftlicher Werte und Zielvor¬
stellungen neu zu interpretieren. Be¬
wertung, wenn sie ernst gemeint sein
will, schließt den Bezug auf explizit
genannte und gelebte Werte mit ein.

Es bleibt zu hoffen, daß durch
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Österreichs Schritt zur Institutionali¬
sierung von Technikbewertung nicht
nur ein Forschungsinstitut mehr ge¬
schaffen wurde, sondern auch eine
Grundlage dafür gelegt wurde, sich
den oben, im internationalen Ge¬
spräch erarbeiteten Aufgaben zu nä¬
hern.
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